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Bekanntmachung  

 
Vollzug des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes ( BayStrWG); 
Planfeststellungsverfahren für den Ausbau der Osten dstraße (St 2241) zwischen der 
Cheruskerstraße und der Lechnerstraße BA II 
 
Die Stadt Nürnberg hat bei der Regierung von Mittelfranken für das im Betreff genannte 
Bauvorhaben die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens beantragt. Für das Vorha-
ben besteht keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
Art. 37 BayStrWG. 
 
Gegenstand des Bauvorhabens (II. Bauabschnitt) ist der Ausbau der Ostendstraße (St 2241) 
zwischen der Cheruskerstraße/ Dr.-Gustav-Heinemann-Straße (Ostring, B 4R) und der 
Lechnerstraße. Die Planung schließt direkt an den im Jahr 2009 fertiggestellten I. Bauab-
schnitt an und sieht eine Weiterführung des dort vorhandenen Straßenquerschnitts vor. Das 
Rasengleis der Straßenbahnlinie 5 wird um rund 310 m verlängert, zudem erfolgt durch die 
Anlage von Radstreifen und Parkbuchten eine Neuordnung und erhebliche Aufwertung des 
Straßenraums. Im Planungsbereich befindet sich zwischen der Breitengraserstraße und der 
Lechnerstraße die Haltestelle „Lechnerstraße“, die im Zuge der Baumaßnahme behinderten-
gerecht umgestaltet wird. Des Weiteren beinhaltet die Planung Anpassungsmaßnahmen im 
Bereich der kreuzenden bzw. einmündenden Straßen. Die Länge der Gesamtbaumaßnahme 
reicht von der Kreuzung mit der B 4R bis über die Lechnerstraße hinaus und beträgt ca. 670 
m. Die Baustrecke liegt vollständig im Stadtgebiet von Nürnberg. Für das Bauvorhaben wird 
an einigen Stellen Grunderwerb aus den Seitenbereichen notwendig. Durch die Baumaß-
nahme wird die Verkehrssicherheit im gesamten Abschnitt deutlich erhöht. Die Gestaltung 
des Straßennetzes bleibt in straßenrechtlicher Hinsicht unverändert. 
 
Träger der Baulast und Vorhabensträger ist die Stadt Nürnberg. 
 
Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) liegt in der Zeit vom  
 

30.04.2019 bis 31.05.2019 
 
bei der Stadt Nürnberg, Servicebetrieb Öffentlicher Raum, Wegerecht, Sulzbacher Straße  
2-6, 90489 Nürnberg, Zi. 103, 1. OG während der Dienststunden am Montag, Dienstag und 
Donnerstag von 8.30 Uhr bis 15.30 Uhr und am Mittwoch und Freitag von 8.30 Uhr bis 12.30 
Uhr zur allgemeinen Einsichtnahme aus. Zudem wird der Plan im Internetauftritt der Regie-
rung von Mittelfranken (www.regierung.mittelfranken.bayern.de) unter „Aufgaben“ > „Planung 
und Bau“ > „Planfeststellung, Straßenrecht, Baurecht“ > „Planfeststellungsunterlagen im 
Internet“ veröffentlicht; maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten 
Unterlagen (Art. 27a des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes - BayVwVfG). 
 
1. Jeder, dessen Belange durch das Bauvorhaben berührt werden, kann bis spätestens zwei 

Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 14.06.2019, bei der Stadt Nürn-
berg, Servicebetrieb Öffentlicher Raum, Sulzbacher Straße 2-6, 90489 Nürnberg oder bei 
der Regierung von Mittelfranken, Promenade 27, 91522 Ansbach, Einwendungen gegen 
den Plan schriftlich oder zur Niederschrift erheben. Einwendungen können auch elektro-
nisch, aber nur mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen, unter der Adres-
se poststelle@reg-mfr.bayern.de erhoben werden. Einwendungen mit 
„konventioneller“ E-Mail ohne qualifizierte elektro nische Signatur sind unwirksam . 
Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchti-
gung erkennen lassen. 
 
Nach Ablauf dieser Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht 
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (Art. 73 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG). Ein-
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wendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen sind nach Ablauf dieser Frist eben-
falls ausgeschlossen (Art. 73 Abs. 4 Sätze 5 und 6 BayVwVfG). 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftenlisten unterzeichnet 
oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit 
Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. An-
dernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 

 
2. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen 

nach Art. 73 Abs. 4 Satz 5 BayVwVfG von der Auslegung des Plans. 
 
3. Rechtzeitig erhobene Stellungnahmen und Einwendungen werden in einem Termin 

erörtert, der noch ortsüblich bekannt gemacht wird. 
 
Ferner werden diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben, bzw. bei gleich-
förmigen Einwendungen wird der Vertreter, von dem Termin gesondert benachrichtigt 
(Art. 17 BayVwVfG). Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können sie 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 
 
Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch 
eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu 
geben ist. 
 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt 
werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet. 
 
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
 

4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und Stellung-
nahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten 
werden nicht erstattet. 

 
5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach 

zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten 
Entschädungsverfahren behandelt. 

 
6. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfah-

rens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung der Entscheidung 
(Planfeststellungsbeschluss) an die Einwendet und diejenigen, die eine Stellungnahme 
abgegeben haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr 
als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 

 
7. Vom Beginn der Auslegung des Plans an treten die Anbaubeschränkungen nach Art. 23 

bis 26 BayStrWG und die Veränderungssperre nach Art. 27 b BayStrWG in Kraft.  
 
 
 
Stadt Nürnberg  
Servicebetrieb Öffentlicher Raum  
Straßenaufsicht, Wegerecht und Planfeststellung 
 


